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An den  
Vorsitzenden des 
Ausschusses für Wirtschaft, Industrie,  
Klimaschutz und Energie  
des Landtags Nordrhein-Westfalen 
Herrn Dr. Robin Korte MdL 
Platz des Landtags 1 
40221 Düsseldorf 
 
 
 
Sitzung des Ausschusses für Wirtschaft, Industrie, Klimaschutz 
und Energie am 25. März 2026 
 

 

 

Sehr geehrter Herr Vorsitzender, 

 

die FDP-Landtagsfraktion NRW hat zur o. g. Sitzung um einen 

schriftlichen Bericht zum Thema „Evaluation des vorgezogenen 

Kohleausstiegs 2030“ gebeten.  

 

In der Anlage übersende ich den erbetenen Bericht mit der Bitte um 

Weiterleitung an die Mitglieder des Ausschusses für Wirtschaft, Industrie, 

Klimaschutz und Energie.  

 

Mit freundlichen Grüßen 

 

 

 

 

 

Mona Neubaur MdL 
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Bericht des Ministeriums für Wirtschaft, Industrie, Klimaschutz und 

Energie für die Sitzung des Ausschusses für Wirtschaft, Industrie, 

Klimaschutz und Energie am 25. März 2026  

„Evaluation des vorgezogenen Kohleausstiegs“ 

(Berichtsbitte der Fraktion der FDP vom 10. März 2026) 

 

 

Im Kohleverstromungsbeendigungsgesetz (KVBG) wird die 

Bundesregierung aufgefordert regelmäßig eine Überprüfung zu den 

Auswirkungen der Reduzierung und Beendigung der Kohleverstromung 

vorzunehmen. Die gesetzlich fixierten Überprüfungspflichten umfassen 

u.a. ob und in welchem Umfang die Braunkohleanlagen Niederaußem K, 

Neurath F (BoA 2) sowie Neurath G (BoA 3) am 1. April 2030 in eine 

Reserve bis längstens zum 31. Dezember 2033 überführt werden sollen. 

Darüber hinaus soll überprüft werden, ob eine Überführung der 

Braunkohleanlagen Niederaußem G oder H (600 MW-Block) in eine 

zeitlich gestreckte Stilllegung für die Zeit nach dem 31.12.2029 bis zum 

31.12.2033 energiewirtschaftlich erforderlich ist (§ 47 Abs. 2 KVBG). 

 

Die o.g. Überprüfungspflichten im KVBG liegen in der ausschließlichen 

Zuständigkeit des Bundes. Eine Beteiligung der Landesregierung ist 

gesetzlich nicht vorgesehen. Die Landesregierung wurde bisher auch 

nicht bei der Vorbereitung und Durchführung der o.g. 

Überprüfungspflichten eingebunden. Zwischenergebnisse liegen der 

Landesregierung nicht vor. 

 

Die Landesregierung hat ihrerseits im Hinblick auf einen möglichen 

Reservebetrieb von Braunkohleanlagen im Rheinischen Revier nach 

2030 sämtliche zur Vorbereitung notwendigen Maßnahmen umgesetzt. 

So können die für einen etwaigen Reservebetrieb benötigten 

Kohlemengen im Rahmen der aktuellen Leitentscheidung der 

Landesregierung gewonnen werden. In dieser hat die Landesregierung 

festgestellt, dass die für einen Reservebetrieb nötigen Braunkohlebedarfe 

nach 2030 aus dem verkleinerten Tagebau Garzweiler II gemäß den 

Maßgaben der Leitentscheidung zu decken sind, und eine Erweiterung 

des Abbaubereichs nicht in Betracht kommt.  


